
spricht dem Charakter der sozialistischen Staats­
macht, daß sie die freie Entwicklung des Menschen 
gewährleistet, seine Würde wahrt und die verfas­
sungsmäßigen Rechte schützt (Art. 4 Verfassung). 
Auch gegenüber / Ausländern und / Staatenlosen 
lassen sich die sozialistische Gesellschaft und ihr 
Staat von der Achtung der Persönlichkeit und Frei­
heit des Menschen leiten. Als grundlegende Norm 
für die Rechtsstellung des Bürgers umfaßt die IL den 
Schutz
- des Lebens, der körperlichen Unversehrtheit und 

Gesundheit,
- der persönlichen Freiheit, der Handlungs- und 

Bewegungsfreiheit,
- der Würde und Ehre,
- des persönlichen Lebens (der persönlichen Be­

ziehungen, der Intimsphäre),
- der persönlichen Dokumentation.
Die U. wird vor allem durch die gestaltende Tätig­
keit des sozialistischen Staates, durch seine konse­
quente Friedenspolitik und die aktive Mitwirkung 
der Bürger bei der Lösung der staatlichen und gesell­
schaftlichen Aufgaben gewährleistet. „Achtung und 
Schutz der Würde und Freiheit der Persönlichkeit 
sind Gebot für alle staatlichen Organe, alle gesell­
schaftlichen Kräfte und'jeden einzelnen Bürger“ 
(Art. 19 Abs. 2 Verfassung). Jeder Bürger hat nach 
Art. 30 Abs. 3 Verfassung zum Schutze seiner Frei­
heit und der Unantastbarkeit seiner Persönlichkeit 
den Anspruch auf die Hilfe der staatlichen und der 
gesellschaftlichen Organe Grundrechtsgaran­
tien). Zugleich ist jeder Bürger verpflichtet, Persön­
lichkeit und Freiheit seiner Mitbürger zu achten; bil­
det das doch die Voraussetzung dafür, daß seine 
Rechte gewahrt und geschützt werden. Mit einer 
Reihe von Grundrechtsbestimmungen werden be­
stimmte Seiten der U. näher ausgestaltet, so mit der 
/ Gewissensfreiheit (Art. 20), der ? Unverletzbar­
keit des Post- und Fernmeldegeheimnisses (Art. 31) 
öder mit dem / Recht auf Freizügigkeit (Art. 32); 
des weiteren mit den verfassungsmäßigen Rechten 
der Bürger im / Strafverfahren bzw. anderen / ge­
richtlichen Verfahren, z. B. dem / Recht auf Ver­
teidigung (Art. 102) oder dem Anspruch auf den / 
gesetzlichen Richter (Art. 101). In einer Vielzahl 
weiterer Bestimmungen der einzelnen Rechtszweige 
wird der Schutz der U. weiter ausgebaut, so mit den 
Normen zum / Schutz von Persönlichkeitsrechten 
oder den Bestimmungen über die / Schweige­
pflicht. Schließlich sichert das Strafrecht den Schutz 
vor Verletzungen der Freiheit und Persönlichkeit 
(vor Tötungsdelikten, Körperverletzungen, Sexual­
delikten, Freiheitsberaubung usw.). 
Einschränkungen der U. sind nur „im Zusammen­
hang mit strafbaren Handlungen oder einer Heilbe­
handlung zulässig und müssen gesetzlich begründet 
sein. Dabei dürfen die Rechte solcher Bürger nur in­
soweit eingeschränkt werden, als dies gesetzlich zu­
lässig und unumgänglich ist“ (Art. 30 Abs. 2 Verfas­
sung). So ist im Gesetz zur Verhütung und Bekämp­
fung übertragbarer Krankheiten beim Menschen 
vom 3. Dezember 1982 (GBl. 11982 Nr. 40 S. 631) 
oder bei der / Einweisung in Einrichtungen für psy-
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chisch Kranke rechtlich exakt geregelt, inwieweit 
medizinische Maßnahmen nötigenfalls auch ohne 
Einverständnis des betroffenen Bürgers zulässig 
sind. Strafrechtliche oder strafprozeßrechtliche Be­
stimmungen besagen, unter welchen Voraussetzun­
gen - besonders bei / Verhaftung und im / Straf­
vollzug - die persönliche Freiheit eingeschränkt wer­
den darf (/ Maßnahme der strafrechtlichen Verant­
wortlichkeit / Zusatzstrafe).

unbefugte Benutzung von Fahrzeugen - Benutzung 
eines Kraft-, Wasser-, Luft- oder Schienenfahrzeugs, 
zu dessen Führung eine Erlaubnis erforderlich ist, 
gegen den Willen des Berechtigten. U. B. wird als / 
Straftat gemäß §201 Abs. 1 StGB verfolgt; sind die 
Auswirkungen der Tat unbedeutend, kann sie als / 
Ordnungswidrigkeit mit einer Ordnungsstrafe ge­
ahndet werden (§ 13 Abs. 1 OWVO). Als Benutzen 
gilt jedes Fortbewegen des Fahrzeugs mittels der 
Ausnutzung der technischen Eigenschaften, auch 
wenn die Motorkraft des Fahrzeugs nicht eingesetzt 
wird. Berechtigter ist nicht nur der Eigentümer, son­
dern auch jeder andere, der über den Einsatz des 
Fahrzeugs zu bestimmen hat oder zu dessen Ge­
brauch befugt ist. Zu verantworten haben sich wegen 
u. B. alle Personen, die direkt an ihr beteiligt waren, 
d. h. sowohl derjenige, der das Fahrzeug geführt hat, 
als auch diejenigen, die mitgefahren sind. Der unbe­
fugte Gebrauch eines Fahrrades oder anderen Fahr­
zeugs, zu dessen Führung keine Erlaubnis erforder­
lich ist, kann als Ordnungswidrigkeit geahndet wer­
den (§ 13 Abs. 2 OWVO).

unberechtigt erlangte Leistungen / Herausgabe un­
berechtigt erlangter Leistungen

unbezahlte Freistellung von der Arbeit - Befreiung 
des Werktätigen von der Pflicht zur Arbeitsleistung 
ohne / Ausgleichszahlung. Es ist zu unterscheiden 
zwischen solchen u. F., auf die der Werktätige einen 
Rechtsanspruch hat, wenn die rechtlich geforderten 
Voraussetzungen vorliegen, und solchen, deren Ge­
währung im Ermessen des Betriebes liegt. Im AGB 
und in anderen Rechtsvorschriften sind zahlreiche 
Freistellungsansprüche der Werktätigen geregelt, 
die es ihnen ermöglichen, staatsbürgerliche Rechte 
und Pflichten sowie wichtige persönliche Interessen 
auch während der Arbeitszeit wahrzunehmen, wenn 
das notwendig ist {/ Freistellung von der Arbeit / 
Freistellung von der Arbeit nach dem Wochenurlaub 
/ Freistellung zur Pflege erkrankter Kinder). In der 
Regel handelt es sich dabei um bezahlte Freistellun­
gen. Die Freistellung zur Pflege erkrankter Kinder 
und (in seltenen Fällen) die nach dem Wochenurlaub 
sind u. U. auch u. F., nämlich dann, wenn die betref­
fenden Werktätigen nicht zu dem Personenkreis ge­
hören, der in diesen Fällen Anspruch auf die Geldlei­
stungen der Sozialversicherung hat. Neben diesen 
umfangreichen Rechtsansprüchen auf bezahlte oder 
u. F. gibt es die in § 188 AGB geregelte Möglichkeit,
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